Sitzung des Bau- und Grundsticksausschusses am 26.08.2013, Nr.1.3
nicht offentlich

Bebauungsplan Nr. 597 "HagellochstraBe"

KSD 20135507

ANTRAG

Der Bau- und Grundstlicksausschuss mége dem Stadtrat empfehlen, wie folgt zu
beschlielen:

1.

Die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Anregungen werden, soweit sie in der
Planung keine Berlicksichtigung gefunden haben, zurliickgewiesen.

Der Bebauungsplan Nr. 597 ,Hagellochstralie® wird gemaf § 10 (1) BauGB als Satzung
beschlossen. Bestandteil dieser Satzung sind die gemaR §88 LBauO getroffenen
Festsetzungen zu den 6értlichen Bauvorschriften.


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


BEGRUNDUNG

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss gem. §10(1) BauGB
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VERFAHREN

Ubersicht der Verfahrensschritte

Verfahrensschritt Datum

14.09.2004
08.05.2012
Information/Anhérung Ortsbeirat Friesenheim gem. § 75 (2) GemO am | 29.01.2013
12.03.2013
11.06.2013

11.10.2004
Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 25.06.2012

Ortsuibliche  Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im| 27.10.2004
Amtsblatt 72/2004 am 29.06.2012

Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

(gem. § 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 19.11.2012
Offenlagebeschluss am 25.06.2012
Ortstibliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt am 28.11.2012
, . 06.12.12 bis
Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 14.01.2013
Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am 04.03.2013
(nicht verdffentlicht)
Anderungsbeschluss und erneuter Offenlagebeschluss am 24.06.2013

Ortstibliche Bekanntmachung der erneuten Offenlage im Amtsblatt am | 28.06.2013

Erneute Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher

Belange (gem. § 4a (3) BauGB) mit Schreiben vom 01.07.2013

, , 08.07.13 bis
Erneute Offenlage (gem. § 4a (3) BauGB) im Zeitraum vom 08.08.2013
Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am 23.09.2013

Anmerkungen zum Verfahren

Bereits 2004 wurde ein Aufstellungsbeschluss fir den Bebauungsplan Nr. 597 ,Blockquartier
Hagellochstralie / Kreuzstralle* gefasst mit dem Ziel im gesamten Blockinnenbereich eine
Wohnbebauung in zweiter Reihe zu ermdéglichen. Nachdem diese Planungskonzeption nicht
umgesetzt werden konnte, weil einige Grundstickseigentimer sich im Planverfahren gegen
eine Bebauung aussprachen, wurde der Geltungsbereich verkleinert und beschrankt sich auf
das ehemalige Betriebsgeldande eines Maschinenbaubetriebes und angrenzende
benachbarte private Grundstiicke. Ziel des Bebauungsplanverfahrens bleibt weiterhin die
Realisierung einer Wohnbebauung, die sich in die Bestandssituation einfiigt.

Der Aufstellungsbeschluss wird mit verkleinertem Geltungsbereich und geandertem Namen
erneut gefasst. Der Bebauungsplan wird als Angebotsbebauungsplan im beschleunigten
Verfahren gem. § 13a BauGB i.V. mit § 13 BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung
erstellt, da es sich um eine ehemals teils gewerblich genutzte, teils zu Wohnzwecken
genutzte Flache in einem Siedlungsbereich handelt, die fur eine neue Wohnbebauung
wieder nutzbar gemacht wird. Es handelt sich um eine moderate Nachverdichtung im
Blockinnenbereich, die sich in die vorhandene Eigenart der ndheren Umgebung einfiigt. Die

4



Grolke des Plangebietes liegt mit ca. 3.900m? unter der Schwelle von 20.000m? flr Verfahren
nach § 13a BauGB. Daher wird das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB
angewendet. Eine frihzeitige Beteiligung gemafl § 3 Abs. 1 und §4 Abs. 1 BauGB ist nicht
erforderlich (vgl. § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr.1 BauGB). GemalR § 13a Abs. 2 Nr.
1i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Durchfiihrung einer Umweltprifung abgesehen.

Im Marz 2013 wurde bereits der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 597
»Hagellochstralle” durch den Stadtrat gefasst, jedoch noch nicht veréffentlicht. Dadurch war
der Bebauungsplan noch nicht rechtskraftig. Hintergrund dieser Verfahrensweise war die
kurzfristige Mitteilung des Investors, dass keine Zusammenarbeit mehr zwischen dem
Grundstuckseigentimer und ihm bestlinde.
Danach legte ein weiterer Investor ein neues Bebauungskonzept vor, das ebenfalls eine
Wohnbebauung vorsieht. Geplant sind entlang der HagellochstraRe sechs Reihenhauser, im
rickwartigen Grundsticksbereich drei Doppelhduser und ein Einzelhaus. Gegenlber der
bisherigen Planung hat das neue Bebauungskonzept folgende Vorteile:

- gleiche Anzahl an Wohneinheiten

- Hausbreiten betragen 6,50 Meter statt 5,50 Meter

- alle Hauser sind unterkellert

- 2 Stellplatze je Wohneinheit

- barrierefreier Ausbau ist férderfahig

- Ubernahme der Verfahrens- und Planungskosten wurden zugesichert.

Da die neue Planung nicht mit dem bisherigen Bebauungsplan Nr. 597 ,Hagellochstrale*
vereinbar ist, wurde der Bebauungsplan geéandert. Die Verfahrensschritte der
Tragerbeteiligung nach § 4 (2) BauGB und die Offenlage nach § 3 (2) BauGB wurden erneut
durchgefihrt.



ALLGEMEINES
Rechtsgrundlagen (Stand 03.07.2013)

Baunutzungsverordnung

(BauNVO)

vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013
(BGBI. | S. 1548)

Planzeichenverordnung

(PlanzZV)

vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58)

zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011
(BGBI. I S. 1509)

Bundes-Bodenschutzgesetz

(BBodSchG)

vom 17.03.1998 (BGBI. | 1998 S. 502, 2001 S. 2331),
zuletzt gedndert durch Art. 5 des Gesetzes vom 24.02.2012
(BGBI. 1S.212)

Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung

(BBodSchV)

vom 12.07.1999 (BGBI. | 1999 S. 1554),

zuletzt geandert durch Art. 5 des Gesetzes vom 24.02.2012
(BGBI. I S. 212)

Bundesnaturschutzgesetz

(BNatSchG)

vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542),

zuletzt geandert durch Art. 7 des Gesetzes vom 21.01.2013
(BGBI. I S. 95)

Bundesimmissionsschutzgesetz

(BImSchG)

vom 26.09.2002 (BGBI. | S. 3830),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 27.06.2012
(BGBI. I S. 1421)

Baugesetzbuch

(BauGB)

vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414),

zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.06.2013
(BGBI. I S. 1548)

Gesetz liber die
Umweltvertraglichkeitspriifung

(UVPG)

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010
(BGBI. I S. 94)

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21.01.2013
(BGBI. | S. 95)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(WHG)
vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585)

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.04.2013
(BGBI. 1 S. 734)

Denkmalschutzgesetz

(DSchG)

vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.09.2010
(GVBI. S. 301)

Gemeindeordnung

(GemO)

vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153),

§§ 19 und 53 geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom
08.05.2013

(GVBI. S. 139)

Landesabfallwirtschaftsgesetz

(LABfWG)
vom 02.04.1998 (GVBI. S. 97),

zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.06.2012
(GVBI. S. 163)

Landesbauordnung

(LBauO)

vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365, BS 213-1),

zuletzt geandert durch § 47 des Gesetzes vom 09.03.2011
(GVBI. S. 47)

Landeswassergesetz

(LWG)
vom 22.01.2004 (GVBI. 2004 S. 54),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23.11.2011
(GVBI. S. 402)

Landesbodenschutzgesetz

(LBodSchG)

vom 25.07.2005 (GVBI. S. 302)

zuletzt geandert durch Art. 22 des Gesetzes vom 28.09.2010
(GVBI. S. 280)

diese Anderungen aufgehoben durch Art. 1 des Gesetzes vom
23.11.2011 (GVBI. S. 402)

Landesnaturschutzgesetz

(LNatSchG)

vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387)

Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 neu gefasst durch Verordnung
vom 22.06.2010 (GVBI. S. 106)

Diese VO wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewiesen.



Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem beigefiigten Lageplan und
wird begrenzt:

im Norden: durch die Verkehrsflache der Hagellochstralie

im Osten: durch die 6stlichen Grundstlicksgrenzen der Flurstiicke Nr. 390 und 390/2

im Siden: durch die sudlichen Grundstiicksgrenzen der Flurstiicke Nr. 382, 384,
385/2, 387, 389, 390/2
im Westen:  durch die westliche Grundstlicksgrenze des Flurstlicks Nr. 382

Friesenpark

Quellenverzeichnis

[1] Flachennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ludwigshafen 1999

[2] Regionaler Raumordnungsplan Rheinpfalz 2004, Mannheim 2004

[3] Sanierungsgebiet .Friesenheim®, Fortschreibung Sanierungsrahmenplan,
Ludwigshafen 2008



PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSATZE

Planungsanlass/stadtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB

Das Plangebiet liegt im Sanierungsgebiet Friesenheim und umfasst das ehemalige Gelande
eines mittelstandischen Maschinenbaubetriebes in Ludwigshafen und weitere angrenzende
private Grundsticke. Wahrend der laufenden Sanierung wurden im Rahmen einer
Ordnungsmafnahme die vorhandenen Aufbauten auf den Flurstiicken 389, 390 und 390/2
bereits abgebrochen. Die noch vorhandenen Lagerhallen und das Wohngebdude des
Betriebes wurden im Juli 2013 ebenfalls im Rahmen einer weiteren Ordnungsmaflnahme
abgebrochen, sodass ein ca. 3.100 gm grofRRes innerstadtisches Grundstick zur
Wiedernutzbarmachung zur Verfigung steht. Westlich an den ehemaligen
Maschinenbaubetrieb schlielen sich zwei weitere insgesamt ca. 795 gm grof3e Grundstiicke
an, die zur Zeit noch nicht zur Neubebauung zur Verfigung stehen, aber aus
stadtebaulichen Griinden bereits heute bei der Planung bertcksichtigt werden, um eine
spatere sinnvolle Ausnutzung der Grundstiicke zu gewahrleisten.

Gemal dem Sanierungsrahmenplan eignet sich die beschriebene Flache fir eine moderate
Nachverdichtung zur Schaffung neuen attraktiven Wohnraums. Im Stadtteil Friesenheim
stehen derzeit kaum Wohnbauflachen zur Verfligung. Insbesondere im Marktsegment der
Einfamilienhausbebauung besteht ein entsprechendes Nachfragepotential, das zur Zeit in
Friesenheim nicht gedeckt werden kann. Die zentrale Lage im Stadtteil, das gewachsene
Wohnumfeld, die Nahe zum Friesenpark, die bestehende Anbindung an den 6&ffentlichen
Personennahverkehr und Nahversorgungseinrichtungen entlang der Sternstralle sind
Argumente, die flr die Attraktivitdt des Standortes als Wohnstandort sprechen.

Eine stadtebaulich geordnete Nachverdichtung bzw. die Umnutzung bereits bebauter
Siedlungsbereiche ist im Sinne einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung und eines
vorbeugenden Freiraumschutzes, da die vorhandene Nachfrage nach Wohnbauflachen
gedeckt werden kann, ohne dass hierfur bislang unbebaute Bereiche aullerhalb des
vorhandenen Siedlungskdrpers in Anspruch genommen werden missen.

Die Mobilisierung von brach gefallenen Grundstlicken leistet insofern einen wichtigen Beitrag
zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden, den das Baugesetzbuch als Grundsatz
stadtplanerischen Handelns formuliert. Neben den siedlungsstrukturellen Aspekten wird auch
eine 6konomische Ausnutzung der vorhandenen ErschlieBungs- und sonstigen
Infrastruktureinrichtungen erreicht. Zudem kann durch die Planung einem stadtebaulich
unerwlnschten Brachfallen bzw. einer langfristigen Unternutzung der Flache
entgegengewirkt werden.

Derzeit sind Bauvorhaben nach § 34 BauGB zu beurteilen, was als Rechtsgrundlage flir eine
strallenbegleitende Bebauung entlang der Hagellochstralie ausreicht, ohne jedoch eine
ausreichende Steuerungsmoglichkeit tGber Dichte und Geschossigkeit zu haben. Fir eine
Bebauung in zweiter Reihe im Blockinnenbereich besteht zur Zeit kein Baurecht. Um eine
geordnete stadtebauliche und mit den Zielen der Sanierung abgestimmte Entwicklung
sicherzustellen, wird daher der Bebauungsplan Nr. 597 mit dem geanderten Namen
,=Hagellochstralle“ aufgestellt.

Planungsziele und -grundsatze

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird das Ziel verfolgt, eine an die
Umgebungsbebauung angepasste Wohnbebauung zu entwickeln. Die stadtebauliche
Konzeption sieht stral’enbegleitend zur HagellochstraRe eine Reihenhausbebauung vor, im
Blockinnenbereich eine aufgelockerte Bebauung mit Doppelhdusern bzw. Einzelhausern,
was dem sanierungsrechtlichen Ziel entspricht, nach der Freilegung des Grundstiicks nur
noch eine geringe bauliche Verdichtung zuzulassen.



Sowohl entlang der Hagellochstralde als auch im Blockinnenbereich trifft der Bebauungsplan
Festsetzungen zur Geschossigkeit, um die Dichte zu begrenzen und gute
Belichtungsverhaltnisse zu sichern. Sidlich an das Plangebiet angrenzend stehen 4-6
geschossige Mehrfamilienhduser. Zu diesen soll ein mdglichst groRer Abstand eingehalten
werden.

Erschlossen werden die Gebaude im hinteren Grundstiicksbereich von der Hagellochstralle
aus Uber einen Privatweg. Eine Widmung als Offentliche Verkehrsflache wird nicht
vorgesehen. Da die Parksituation im naheren Umfeld des Plangebietes schon heute
angespannt ist und um eine Verlagerung des Stellplatzbedarfes auf die umliegenden
Stralen zu vermeiden, sollen je Wohneinheit zwei Stellplatze in Form von Stellplatzen und
Garagen im Geltungsbereich nachgewiesen werden.

Bodenbeschaffenheit

Fiar das Plangebiet wurden im Zusammenhang mit den Planungen Bodenuntersuchungen
durchgefiihrt. Die Notwendigkeit hierfir ergab sich aus der friilheren gewerblichen Nutzung
(mechanische Werkstatte).

Nach den vorliegenden Untersuchungsergebnissen ist das gesamte Grundstiick
anthropogen aufgefiillt. Die erschlossenen Auffillungen wiesen dabei Machtigkeiten zw.
0,6m bis max. 3,8m (Bombentrichter) auf. Samtliche Auffillungen sind durch
Bauschuttanteile gekennzeichnet. Auf dem Standort wurden in den oberflachennahen
Bodenbereichen lokal erhdhte Belastungen mit Schwermetallen und polyzyklischen
aromatischen Kohlenwasserstoffen festgestellt. Die nachgewiesenen
Schadstoffkonzentrationen stehen der geplanten Wohnnutzung jedoch nicht grundsétzlich
entgegen. Fur das Schutzgut Grundwasser besteht nach gutachterlicher Auffassung
aufgrund des grol3en Flurabstandes und der geringen Schadstofffracht keine Gefahrdung.
Die mit dem Abbruch der noch bestehenden Gebaude in Verbindung stehenden Eingriffe in
den Untergrund werden gutachterlich begleitet. Die fachtechnische Bewertung und die
Erforderlichkeit weiterer bodenschutzrechtlicher Malknahmen sind im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens mit der zustandigen Bodenschutzbehdrde abzustimmen.

VERHALTNIS ZUR UBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG

Regional- und Landesplanung

Der Regionale Raumordnungsplan Rheinpfalz 2004 [2] stellt den Bereich als bestehende
Siedlungsflache flir Wohnnutzung dar. Darlber hinaus definiert er als raumordnerischer
Zielkorridor, in allen TeilrAumen der Region eine bedarfsgerechte Versorgung mit
Wohnungen sicherzustellen. Dabei sollen bei der Entwicklung der Wohngebiete
insbesondere  flachensparende  Siedlungskonzeptionen verfolgt werden. Diesem
raumordnerischen Grundsatz folgt die Planung zur Nutzung eines bestehenden
Siedlungsbereichs. Der Bebauungsplan ist somit nach den Vorschriften des § 1 (4) BauGB
an die Ziele der Raumordnung angepasst.

Flachennutzungsplanung

Der glltige Flachennutzungsplan 1999 der Stadt Ludwigshafen [1] stellt den Geltungsbereich
als ,Wohnbauflache“ (W) dar. Der Bebauungsplan ist daher gemal § 8 (2) BauGB aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt.

Informelle Planungen

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb des férmlich festgelegten
Sanierungsgebietes Friesenheim. Fir die stadtebauliche Konzeption und die Ziele des
Bebauungsplanes stellen der Sanierungsrahmenplan und seine Fortschreibung 2008 eine
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wichtige, in den Gremien abgestimmte informelle Planungsgrundlage dar. In der Abwagung
nehmen die Ziele der Stadterneuerung als 6ffentliche Belange einen besonderen Stellenwert
ein. Fir die beschriebene Flache in der Hagellochstral’e sieht die Fortschreibung der
Sanierungsrahmenplanung nach Abbruch der Aufbauten eine moderate Neubebauung im
Blockinnenbereich vor. Die Ziele der Sanierungsplanung haben Eingang in die
Festsetzungen des Bebauungsplanes gefunden, sofern es das Instrument des
Bebauungsplanes mit dem Festsetzungskatalog des BauGB zulasst.

Weiterhin hat der Stadtrat im Oktober 2005 einen Rahmenplan fir den westlichen Teil des
Blockinnenbereichs verabschiedet, der auf informeller Ebene die stadtebauliche Konzeption
fur die weitere Entwicklung des Plangebietes vorgibt und die Ziele des
Aufstellungsbeschlusses konkretisiert hat.

Rechtskriftige Bebauungsplane

Fir den gesamten Geltungsbereich besteht kein rechtskraftiger Bebauungsplan. Die
derzeitige planungsrechtliche Zulassigkeit der baulichen Nutzung ergibt sich somit aus den
Vorschriften des § 34 BauGB.

BEGRUNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN

Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet liegt innerhalb einer durch Wohnnutzung gepragten Ortslage. Unter
Berucksichtigung der Umgebungsbebauung wird der gesamte Geltungsbereich als
»Allgemeines Wohngebiet* (WA) festgesetzt. Im Bereich WA | und WA Il sind neben der
Wohnnutzung auch nicht stérende Handwerksbetriebe zulassig, wenn sie der Wohnnutzung
untergeordnet sind. Damit wird dem stadtebaulichen Ziel des Bebauungsplanes und dem
sanierungsrechtlichen Ziel Rechnung getragen, eine mit der vorhandenen
Umgebungsbebauung vertragliche Nutzung zu realisieren.

Der Geltungsbereich umfasst auch einen Teil des Blockinnenbereichs, der zur
Gartennutzung und als Erholungsbereich der umliegenden Bewohner dient. Dieser sensible
Bereich soll durch die Nachverdichtung méglichst wenig beeintrachtigt werden. Vor diesem
Hintergrund ist im WA Il nur eine Wohnnutzung zulassig.

Da erst im Rahmen der Sanierung die Gemengelage Wohnen — gewerbliche Nutzung
aufgelést werden konnte, bleiben alle Ubrigen nach § 4 BauNVO zulassigen und
ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen ausgeschlossen, um keine neuen Nutzungskonflikte
zu schaffen.

Mal der baulichen Nutzung

Das Mal der baulichen Nutzung wird Uber die Grundflachenzahl, Uber die Zahl der
Vollgeschosse und lUber maximale Gebaudehdhen eingegrenzt. Hierbei wird sich an der
Umgebungsbebauung in der HagellochstralRe orientiert, sodass sich die entstehende
Bebauung in die Bestandssituation einfligt. Durch die Begrenzung der Gebaudevolumen im
Zusammenhang mit der zeichnerischen Festsetzung der lberbaubaren Grundstlicksflache
kann so eine zu starke Verdichtung gerade im Blockinnenbereich verhindert werden.
Wahrend stralRenbegleitend zur Hagellochstrale eine héhere Ausnutzung der Grundstiicke
durch die Reihenhausbebauung vertretbar ist und auch ohne Bebauungsplan zulassig ware,
da die Bebauung sich in die Umgebung einfligt, sollte der riickwartige Bereich auch vor dem
Hintergrund der durchgefuhrten Ordnungsmafinahmen eine geringere Dichte und einen
grolReren Anteil unversiegelter Flache aufweisen. Daher ist im WA | gem. § 17 Abs. 1
BauNVO eine GRZ von 0,4 zulassig und fur WA Il wird eine GRZ von 0,3 festgesetzt. Eine
Gesamt-GRZ von WA | und WA 1l von 0,35 bzw. 0,6, wenn Verkehrsflache, Stellplatze und
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Nebenanlagen eingerechnet werden, sollte nicht tberschritten werden. Die héhere GRZ von
0,6 wird fir angemessen gehalten, da der hintere Grundstiicksteil erschlossen werden muss
und gleichzeitig Stellplatze nachgewiesen werden, um den 6ffentlichen Raum nicht durch die
Nachverdichtung zu belasten.

Fir die Bebauung im WA 1l wird eine GRZ von 0,3 bzw. 0,45 (gemaR § 19 Abs. 4 BauNVO)
festgesetzt und bleibt damit unterhalb der Obergrenzen der BauNVO fir allgemeine
Wohngebiete, was dem sanierungsrechtlichen Ziel einer geringen Dichte entspricht.

Wahrend der ersten Offenlage merkte der Bautrager Effizienz-Haus an, dass die im WA Il
festgesetzte maximale Firsthdhe von 10,50m knapp bemessen sei, da aus
entwasserungstechnischen Grinden die Gebaude geringfligig héher gesetzt werden sollten
als der angrenzende Privatweg, der der Bezugspunkt der Hohenfestsetzung flir die
Bebauung im WA Il ist. Vor diesem Hintergrund wird die maximale Firsthéhe im WA |l auf
10,60m erhoht. Auf eine erneute Offenlage wird verzichtet, da durch die geringflgige
Erhdhung um 10cm die Grundzige der Planung nicht berihrt sind und die Nachbarbelange
nicht weiter beeintrachtigt werden.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung baulicher Anlagen und Mindestbreiten der
Grundstucke

Orientiert an der Bestandsbebauung ist strallenbegleitend zur Hagellochstralle eine
zwingend zweigeschossige Reihenhausbebauung mit traufstandigen Satteldachern
vorgesehen. Die Bebauung ist dabei von der Hagellochstrale zuriickgesetzt, um den
schmalen Stralenraum optisch aufzuweiten und die Belichtungsverhaltnisse der
Bestandsgebaude entlang der Hagellochstrale nicht zu verschlechtern. Gleichzeitig kénnen
so vor den Reihenhausern Stellplatze nachgewiesen werden. Zusatzlich wird die
Festsetzung getroffen, dass die Grundstiicksbreite mindestens 6,00m betragen muss. Eine
Unterschreitung dieser Mindestbreite ist ausnahmsweise zuldssig, wenn das Baugrundstiick
mindestens 200m? aufweist und mindestens 5,50m breit ist. Mit dem Festlegen von diesen
MindestmalRen wird das stadtebauliche Ziel verfolgt, ein Minimum an Freiflache je
Baugrundstick zu gewahrleisten und eine zu hohe Bebauungsdichte mit beengten
Wohnverhaltnissen zu vermeiden. Die maximal mdgliche Dichte ist durch diese
Festsetzungen auf neun Wohneinheiten entlang der Hagellochstralle begrenzt.

Im Blockinnenbereich wird eine offene Bebauung festgesetzt. Zulassig ist eine Bebauung mit
Einzel- oder Doppelhausern, mit dem Ziel eine geringe Bebauungsdichte mit mdglichst
grollem Freiflachenanteil zu realisieren und dadurch einen méglichst groRen Abstand zu den
sudlich an das Plangebiet angrenzenden Mehrfamilienhausern zu schaffen.

Anzahl der Wohnungen in Wohngebauden,

Die potentielle Beeintrachtigung der Nachbarn in der Umgebung wird mafdgeblich durch die
Anzahl der neu entstehenden Wohnungen bestimmt. Die Anzahl der Wohnungen soll
deshalb auf ein fir die Umgebungsbebauung vertragliches Mall beschrankt werden: je
Reihenhaus, Doppelhaushalfte und freistehendem Einzelhaus ist eine Wohneinheit zulassig,
sodass im Blockinnenbereich max. sieben und entlang der Hagellochstral’e max. neun neue
Wohneinheiten entstehen werden.

Die Beschrankung der Wohneinheiten dient einerseits der Konfliktvorbeugung, andererseits
soll der durch die neue Wohnbebauung zusatzliche Stellplatzbedarf auf ein Mal} beschrankt
bleiben, der im Geltungsbereich auch nachgewiesen werden kann und es nicht zu einer
Verlagerung der Stellplatze in den 6ffentlichen StralRenraum kommit.

Flachen fir Stellplatze und Garagen

Die Freibereiche des Blockinnenbereichs sollen weitestgehend entsiegelt bleiben und eine
mdglichst zusammenhangende gartnerisch angelegte Flache mit hoher Aufenthaltsqualitat
darstellen. Daher sind Stellplatze und Garagen nur in den dafir festgesetzten Flachen und
vor den Reihenhdusern entlang der Hagellochstrale =zuldssig. Im Bereich der
Hagellochstrale zwischen Stralkenbegrenzungslinie und Baulinie sind nur Stellplatze
zulassig um ein einheitliches Stralkenbild zu erhalten.
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Griunordnerische Festsetzungen

Aus kleinklimatischen Griinden wird festgesetzt, dass die nicht Gberbauten Freiflachen der
Wohnbauflachen gartnerisch zu gestalten und zu pflegen sind. Weiterhin sind entlang der
HagellochstralRe acht Baume anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Werden Carports,
Garagen oder sonstige Nebenanlagen mit einem Flachdach ausgebildet, ist die Dachflache
extensiv zu begriinen, was zum einen asthetischen Aspekten Rechnung tragt und sich zum
anderen positiv auf das lokale Mikroklima auswirkt. Die getroffenen Festsetzungen zielen auf
eine Steigerung der Wohn- und Lebensqualitdt sowohl der neu zu errichtenden
Wohneinheiten als auch auf die umgebende Bestandsbebauung, die an das Plangebiet
angrenzt.

Verkehrsflachen

Die Verkehrsflache wird als private Verkehrsflache festgesetzt. Die Herstellung der
Zuwegung erfolgt von privater Seite. Der dauerhafte Unterhalt liegt bei den zuklnftigen
Eigentimern. Eine Widmung als offentliche Verkehrsflache ist nicht vorgesehen, da der Weg
nur den Anwohnern der sich dort befindenden Hauser dient.

Flachen fir Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Zur Sicherung der ErschlieRung der rickwartigen Grundstlicksbereiche sind Geh-, Fahr- und
Leitungsrechte zu Gunsten der rlickwartigen Grundstiicke einzutragen.

Ortliche Bauvorschriften

AuRere Gestaltung baulicher Anlagen

Um der Umgebungsbebauung Rechnung zu tragen, sind nur Satteldacher und geneigte
Dacher mit einem Neigungswinkel zwischen 30 und 40 Grad zulassig.

Bei der Errichtung von Doppelhdusern und Reihenhdusern soll sichergestellt werden, dass
die Teilgebaude als Bebauungseinheit wirken und Uber eine einheitliche Gebaudekubatur
verfligen. Zur Harmonisierung von Doppel- bzw. Reihenhdusern missen zusammengehdrige
Teilgebaude in ihrer Héhenentwicklung, Dachform, und -neigung auf einander abgestimmt
sein.

Um eine ausreichende Privatsphare zu ermdglichen sind zwischen Doppelhaushalften und
Reihenhausern Sichtblenden aus Mauerwerk, Holz oder Beton zuldssig. Sie dirfen eine
Hohe von 2,40 m, gemessen von der Oberkante Terrasse, nicht Uberschreiten. Die Lange
darf 3,00 m, gemessen von der Aufienkante Gebaudewand, nicht Uberschreiten. Hierdurch
wird gewahrleistet, dass MaRnahmen zur Sicherung der Privatsphare der Bewohner auf ein
verninftiges Mall beschrankt bleiben, aber gleichzeitig keine unverhaltnismaRige
Abschottung einzelner Wohneinheiten entsteht.

Die baulich-raumliche Wirkung eines Stralenraums hangt auch von der Gestaltung der
angrenzenden privaten Grundsticke ab. Um den schmalen StraRenraum der
Hagellochstralke optisch aufzuweiten, wurden die Gebaude zurlickgesetzt. Um diese
Wirkung langfristig beizubehalten und gleichzeitig die Stellplatze gut anfahren zu kénnen,
sind Einfriedungen entlang der Hagellochstrafe unzulassig.

Anzahl notwendiger Stellplatze und Flachen fir Stellplatze und Garagen

Der Mindestbedarf an Stellplatzen liegt bei der Einfamilienhausbebauung heute
erfahrungsgemaly bei zwei Stellplatzen je Wohneinheit. Da die Parksituation im naheren
Umfeld des Plangebietes heute schon angespannt ist und um eine Verlagerung des
Stellplatzbedarfes auf die umliegenden Strallen zu vermeiden, sollen daher je Wohneinheit
auch zwei Stellplatze nachgewiesen werden. Der Nachweis der erforderlichen Stellplatze
kann in Form von Stellplatzen und Garagen in den daflr festgesetzten Flachen, im seitlichen
Bauwich und vor den Reihenhausern an der Hagellochstrale erbracht werden.
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Flachen fir die Abfallentsorgung

Zum Abstellen der Muillbehalter bei den Wohneinheiten im Blockinnenbereich sind schattige
Standorte zu wahlen, damit unangenehme Geriliche in den Wohn- und Freisitzbereichen
vermieden werden kénnen. Entlang der Hagellochstrafl’e sind die Millbehalter nur in den
dafir festgesetzten Flachen zulassig. Diese sind einzuhausen und zu begrinen, um das
Strallenbild nicht zu beeintrachtigen.

Nachrichtliche Ubernahme

Die Grundsticke im Planbereich befinden sich alle im férmlich festgelegten
Sanierungsgebiet Friesenheim und werden als solche in den Bebauungsplan nachrichtlich
Ubernommen.

Hinweise

Zur Sicherstellung der Beachtung im Baugenehmigungsverfahren sowie zur Information der
kiinftigen Bauherren werden ergdnzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes
folgende Hinweise gegeben:

Barrierefreies Bauen
Bei der Ausfihrung von Bauvorhaben ist auf Barrierefreiheit zu achten. Die einschlagigen
Vorschriften zum barrierefreien Bauen sind zu berticksichtigen

Kampfmittel

Es ist nicht auszuschlieBen, dass im Plangebiet Kampfmittel zu finden sind.
Kampfmittelfunde gleich welcher Art sind unverziglich dem Kampfmittelrdumdienst
Rheinland-Pfalz zu melden. Dieser entscheidet dann Uber die weitere Vorgehensweise.
Beauftragte Fachunternehmen sind nicht berechtigt, selbststdndig Fundmunition zu
entscharfen, zu sprengen oder auf 6ffentlichen Strallen zu transportieren.

Hochwasserschutz

Der gegebene Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein definiertes
Hochwasserereignis ausgelegt. Bei einem selteneren Ereignis bzw. bei einem Versagen des
Hochwasserschutzes kann aufgrund der geografischen Lage in den Rheinniederungen eine
weitraumige Uberflutung nicht ausgeschlossen werden.

Wasserrechtliche Belange
Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Erlaubnis bzw. Genehmigung des Bereiches
Umwelt zulassig.

Umgang mit dem Niederschlagswasser

Das auf den Grundstiicken anfallende, nicht behandlungsbediirftige Niederschlagswasser
ist auf dem Grundstick Uber die belebte Bodenschicht zu versickern oder flr
Brauchwasserzwecke zu sammeln und zu verwerten, soweit dem weder wasserrechtliche,
bodenschutzrechtliche, noch sonstige  Offentlich-rechtliche  Vorschriften, noch
wasserwirtschaftliche  Belange entgegenstehen. Dies ist im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens zu prifen und mit den betroffenen Fachdienststellen
(insbesondere der unteren Wasserbehdrde sowie dem Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen,
Bereich Stadtentwasserung) abzustimmen.

Bodenschutz

1. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind mit der Oberen
Bodenschutzbehérde, der SGD Sud, und dem Bereich Umwelt der Stadt Ludwigshafen
weitere bodenschutzrechtliche MaRnahmen abzustimmen. Die Nutzungsvertraglichkeit
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als Wohngebiet ist auf den Teilflachen, auf denen Uberschreitungen der oPW2-Werte
des ALEX-Merkblattes 02 sowie der Prifwerte der BBodSchV festgestellt wurden, durch
geeignete technische Malinahmen sicherzustellen.

2. Der Beginn der Baumalnahmen ist bei der Stadt Ludwigshafen - Bereich Umwelt,
Abteilung Bodenschutz/Altlasten rechtzeitig vorher anzuzeigen. lhr ist Gelegenheit zu
ortlichen Kontrollen zu geben.

3. Die BaumaBnahmen sind durch einen Altlastensachverstéandigen gutachterlich zu
begleiten und zu dokumentieren. Die Dokumentation ist nach Abschluss der
Malnahmen bei der Stadt Ludwigshafen - Bereich Umwelt, Abteilung
Bodenschutz/Altlasten vorzulegen. Aushubmassen sind ordnungsgemal zu entsorgen
bzw. zu verwerten.

4. Die Versickerung von Niederschlagswasser ist nur im gewachsenen Boden bzw.
unbelasteten Aufflillungen madglich. Die Versickerungsflachen sind baulich so
auszufiuihren, dass es zu keiner Einstauung in angrenzende, nicht sanierte Bereiche
kommt.

Archaologische Funde

Im Plangebiet sind derzeit keine archdologischen Fundstellen verzeichnet. Es ist jedoch nur
ein geringer Teil der tatsachlich im Boden vorhandenen prahistorischen Denkmale bekannt.
Sollten tatsachlich archaologische Objekte angetroffen werden, so ist die archdologische
Denkmalpflege sofort zu informieren. Ein angemessener Zeitraum ist einzuraumen, damit
Rettungsgrabungen in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmaRig den
Anforderungen der heutigen archaologischen Forschung entsprechend, durchgefiihrt werden
kénnen.

Natiirliches Radonpotenzial

Im Bereich des Oberrheingrabens kann das natirliche Radonpotenzial lokal erhdht sein. Es
wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgangige
Betonfundamentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte
gewabhrleistet ist. In Kellerraumen oder Raumen mit erdberihrten Wanden, die dauerhaft
durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf ausreichende
(Fenster) — Liftung (StoRluften) vor allem wahrend der Heizperiode geachtet werden. Zur
Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplatzes
kdénnen orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll sein.

DIN-Regelwerke

Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf DIN-Regelwerke Bezug
genommen wird, sind diese wahrend der Ublichen Birozeiten bei der Geschéaftsstelle der
Stadtplanung Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.

WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt und die Verkehrssituation

Der Stadtteil Friesenheim stellt durch seine Lage im Stadtgebiet und der vorhandenen
Infrastruktur ein attraktiver Wohnstandort auch fir Familien dar. Bislang konnte die
vorhandene Nachfrage nach freien Baugrundstlicken nicht gedeckt werden. Ein
Neubaugebiet fehlt, sodass neue Wohnbauflachen nur durch Nachverdichtung und
Umnutzung von Flachen im gewachsenen Siedlungskérper entstehen kénnen. Durch die
Schaffung von bis zu 16 neuen Wohneinheiten in der Hagellochstralie wird dieser Nachfrage
Rechnung getragen.

Mit dem zusatzlichen Wohnangebot werden auch neue Zu- und Abfahrtsverkehre entstehen,
die jedoch von dem bestehenden Strallensystem aufgenommen werden kénnen. Mit einer
Verschlechterung der Parksituation in den angrenzenden Stralden ist nicht zu rechnen, da
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der erwartete Stellplatzbedarf im Plangebiet nachgewiesen wird und somit kein zusatzlicher
Stellplatzbedarf im 6ffentlichen Straldenraum entsteht.

Auswirkungen auf die Umwelt

Das Bebauungsplanverfahren wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a i.V.m. § 13
BauGB durchgefiihrt. Somit wird auf die Durchfihrung einer formalen Umweltprifung
verzichtet. Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt werden nachfolgend beschrieben
und bewertet.

Der o6stliche Teil des Plangebiets wurde im Rahmen der Sanierung von jeglicher Bebauung
freigeraumt und liegt seitdem brach. In regelmafligem Abstand wird von den Eigentliimern ein
Pflegeschnitt durchgefiihrt, um ein Zuwachsen des Grundstlicks zu verhindern. Der stdliche
Teil des Plangebiets war bis zum Abbruch der Gebaude im Juli 2013 noch dicht bebaut
(Betriebshallen und Wohngebaude) und wies einen hohen Versiegelungsgrad auf.

I-. \ . (i \
|‘ ; -
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Auswirkungen auf die Bodenfunktion

Aktuell sind ca. 45% des Plangebietes versiegelt, die Brachflache und der Hausgarten der
Hausnr. 93 sind unversiegelt. Nach Realisierung aller Wohneinheiten mit Zufahrt und
Nebenanlagen entsteht ein Versiegelungsgrad von maximal 44%. Somit ergeben sich durch
die Planung hinsichtlich der Bodenfunktion keine negativen Auswirkungen.

378
1

Auswirkungen auf den Wasserhaushalt

Auswirkungen auf den Wasserhaushalt sind insbesondere in Bezug auf die
Grundwasserneubildung zu beurteilen. Da sich der Anteil der versiegelten Flache im
Vergleich zur Bestandssituation nicht verschlechtert, sind durch die Planung verursachte
negative Auswirkungen auf den Wasserhaushalt nicht zu erwarten. Um die
Grundwasserneubildung zu fordern, soll Niederschlagswasser soweit wie mdglich auf den
Grundstucken versickert werden.

Auswirkungen auf Flora und Fauna

Bislang bot die Brachflache Lebensraum fir verschiedene Tiere und Pflanzen. Jedoch
konnte sich durch die regelmaRigen Rodungen und Maharbeiten kein ungestdrtes Biotop
entwickeln. Die Planung sieht im rickwartigen Bereich eine aufgelockerte Bebauung mit
Hausgarten vor, die heimischen Tier- und Pflanzenarten ebenfalls Lebensraum bieten. Der
Anteil an versiegelter Flache wird durch die Planung nicht erhéht.
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Auswirkungen auf das Klima

Wahrend das Plangebiet makroklimatisch nicht von Bedeutung ist, ist die kunftige
Plangebietsnutzung fir die kleinrdumigen Klimaverhaltnisse und insbesondere flr die
angrenzenden Hausgarten von Relevanz. Die vollversiegelte Flache mit gro3en Aufbauten
des ehemaligen Maschinenbaubetriebs bringt in den Sommermonaten eine starke
Aufheizung mit sich. Durch eine Uberplanung des Gebietes mit einer aufgelockerten
durchgriinten Bebauung, die sich besser in die Bestandssituation einfligt, ist mit einer
geringeren Aufheizung und dadurch mit einer Verbesserung des Mikroklimas zu rechnen.

Zusammenfassende Darstellung der Auswirkungen auf den Naturhaushalt

Dadurch, dass sich das Verhaltnis versiegelte zu nicht versiegelte Flache nicht wesentlich
andert und die vorhandenen massiven Baukdrper durch eine aufgelockerte Bebauung
ersetzt werden, ist mit keiner Verschlechterung der 6kologischen Situation im Plangebiet und
den angrenzenden Bereichen zu rechnen.

ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

Beteiligung der Behorden gem. § 4 (2) BauGB

Die Beteiligung gemaf § 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 19.11.2012. Anhand des
Planentwurfs mit Begrindung wurden die Planungsziele dargelegt. Die Beteiligten wurden
aufgefordert innerhalb eines Monats eine Stellungnahme abzugeben.

Die Leitungstrager Deutsche Telekom (Schreiben vom 19.11.2012), Kabel Deutschland
(Schreiben vom 04.12.2012) und die Technischen Werke Ludwigshafen (Schreiben vom
12.12.2012) weisen auf die im Bereich des Plangebiets vorhandene Leitungsinfrastruktur hin,
die im Zuge der Baumafinahmen entsprechend zu bertcksichtigen und zu sichern ist.

Stellungnahme der Verwaltung:
Dem Vorhabentrager bzw. Bauherr werden die entsprechenden Stellungnahmen zur
Beachtung in der Bauphase weitergegeben.

Das Landesamt fiir Geologie und Bergbau weist mit Schreiben vom 11.12.2012 darauf hin,
dass das Plangebiet innerhalb eines Bereiches liegt, in dem lokal erhéhtes Radonpotential
Uber einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Es werden daher orientierende
Radonmessugen in der Bodenluft in Abhangigkeit von den geologischen Gegebenheiten des
Bauplatzes oder Baugebietes empfohlen, um Informationen darlber zu erhalten, ob das
Thema Radon bei der Bauplanung entsprechend zu berticksichtigen ist.

Stellungnahme der Verwaltung:
Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. Ebenso wird die
Empfehlung direkt an den Vorhabentrager bzw. Bauherr zur Kenntnisnahme weitergegeben.

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe teilt im Schreiben vom 12.12.2012 mit, dass im
Plangebiet derzeit keine archdologischen Fundstellen verzeichnet sind. Es ist jedoch nur ein
geringer Teil der tatsachlich im Boden vorhandenen prahistorischen Denkmale bekannt.
Sollten tatsachlich archaologische Objekte angetroffen werden, so ist die archdologische
Denkmalpflege sofort zu informieren. Ein angemessener Zeitraum ist einzuraumen, damit
Rettungsgrabungen in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmaRig den
Anforderungen der heutigen archaologischen Forschung entsprechend, durchgefiihrt werden
kénnen.
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Stellungnahme der Verwaltung:
Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. Ebenso wird die
Empfehlung direkt an den Vorhabentrager bzw. Bauherr zur Kenntnisnahme weitergegeben.

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid - Regionalstelle Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz weist mit Schreiben vom 03.01.2013 darauf hin, dass das
anfallende Niederschlagswasser nach Maoglichkeit breitflachig auf dem eigenen Grundstlick
zu versickern ist. Das Baugebiet ist so zu gestalten, dass Abflussbeeintrachtigungen
unterbleiben, der Grad der Versiegelung ist gering zu halten. Eine entsprechende
Entwasserungsplanung soll abgestimmt werden.

Weiterhin wird auf die Lage in der durch Deiche, Schopfwerke und Hochwassermauern
gegen Rheinhochwasser geschutzten Rheinniederung hingewiesen. Bei einem Versagen der
Hochwasserschutzeinrichtungen ist eine Uberflutung des Plangebietes maglich.

Dass sich innerhalb des Plangebietes ein altlastenverdachtiger Altstandort befindet, wurde
ebenfalls erwahnt.

Stellungnahme der Verwaltung:
Zu den angesprochenen Aspekten der Stellungnahme wurden dem Bebauungsplan bereits
entsprechende Hinweise beigefiigt.

Offentliche Auslegung

In der Zeit vom 06.12.2012 bis einschlieBlich 14.01.2013 fand die Offenlage des
Bebauungsplans Nr. 597 ,Hagellochstralke statt. Wahrend dieser Zeit wurden keine
Anregungen zum Bebauungsplan vorgebracht.

Erneute Beteiligung der Behérden gem. § 4a (3) BauGB

Die erneute Beteiligung gemal § 4a (3) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 01.07.2013.
Anhand des Planentwurfs mit Begrindung wurden die Beteiligten erneut aufgefordert
innerhalb eines Monats eine Stellungnahme abzugeben.

Der Leitungstrager Deutsche Telekom (Schreiben vom 16.07.2013) besitzt Leitungen im
Bereich des Plangebietes und verweist auf seine Stellungnahme vom 29.11.2012. Ebenso
informierten Kabel Deutschland (Schreiben vom 16.07.2013) und die TWL (Schreiben vom
17.07.2013) Uber vorhandene Leitungsinfrastrukturen und bitten um friihzeitige Abstimmung
der Baumalinahmen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Dem Vorhabentrager bzw. Bauherr werden die entsprechenden Stellungnahmen zur
Beachtung in der Bauphase weitergegeben.

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid - Regqionalstelle Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz teilt mit Schreiben vom 15.07.2013 mit, dass gegen das
aktuelle Bebauungsplankonzept aus wasserwirtschaftlicher und aus Sicht des
Bodenschutzes keine Bedenken bestehen. Die Auflagen aus der Stellungnahme vom
03.01.2013 sind weiterhin zu beachten.

Stellungnahme der Verwaltung:
Zu den genannten Aspekten der Stellungnahme vom 03.01.2013 wurden dem
Bebauungsplan bereits entsprechende Hinweise beigefiigt.
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Erneute offentliche Auslegung gem. § 4a (3) BauGB

In der Zeit vom 08.07.2013 bis einschlief3lich 08.08.2013 fand die erneute Offenlage des
Bebauungsplans Nr. 597 ,HagellochstralRe“ statt. Wahrend dieser Zeit wurden keine
Anregungen vorgebracht.

Zusammenfassung der Abwagung

Belange, die fir die Planung sprechen

Durch die Planung wird eine Nachverdichtung auf einer gewerblich genutzten Flache
bzw. Brachflache ermdglicht. Dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund
und Boden im Kontext einer nachhaltigen Raumentwicklung wird hierdurch Rechnung
getragen. Um den Bedarf an neuem Wohnbauland zu decken, werden keine neuen
Flachen aul3erhalb des bestehenden Siedlungskorpers in Anspruch genommen. Dem
vom Gesetzgeber definierten Ziel ,Innen- vor AuRenentwicklung“ wird somit in vollem
Male entsprochen.

Die vorliegende Planung ersetzt die gewerbliche Nutzung durch eine Wohnbebauung,
die sich in die Bestandsbebauung einfugt. Es wird attraktiver Wohnraum in zentraler
Lage geschaffen. Stadtebauliche Konfliktpotenziale durch den gewerblichen Betrieb
werden beseitigt.

Die im Rahmen der Sanierung durchgefihrte Ordnungsmaflnahme hat zu einer
groBen innerstadtischen Freiflache gefuhrt mit dem Ziel einer vertraglichen
Nachnutzung in Form von einer moderaten Wohnbebauung. Mit der Planung wird
eine Mindernutzung und Verwahrlosung der Flache verhindert.

Durch die effiziente Ausnutzung der bestehenden Ver- und
Entsorgungsinfrastruktureinrichtungen ist die Planung auch unter 6konomischen
Gesichtspunkten sinnvoll.

Eine unangemessene Beeintrdchtigung der Nachbarbebauung wird durch die
Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten und die Festsetzung, dass die
nachzuweisenden Stellplatze auf den Baugrundstiicken nachzuweisen sind,
weitgehend ausgeschlossen.

Belange, die gegen die Planung sprechen

Durch die Planung wird die Wiederbebauung eines Blockinnenbereichs ermdglicht.
Mit dem Verlust von Freibereichen gehen Auswirkungen auf die Bodenfunktion, den
Naturhaushalt und das Kleinklima einher.

Die Baufreiheit im Bereich der Hagellochstral’e wird eingeschrankt.

Die neue Wohnbebauung riickt naher an die Bestandsbebauung heran.

Abwagung der Belange

Die Nutzung des brachliegenden und der bisher gewerblich genutzten Grundstlicke
zu Wohnzwecken stellt eine stadtebaulich winschenswerte Mallnahme dar, die
sowohl auf das Nachfragepotenzial an Wohnbauland reagiert, als auch einen Beitrag
zu flachenschonender Siedlungs- und Raumentwicklung leistet. Des Weiteren wird
eine stadtebaulich unerwinschte langfristige Mindernutzung durch Etablierung einer
vertraglichen, sich in die Umgebung einfligenden Nutzung verhindert. Die Abstande
zur Bestandsbebauung sind so gewahlt, dass keine Beeintrachtigungen zu erwarten
sind. Die Baufreiheit wird zwar im Bereich der Hagellochstralle durch die getroffenen
Festsetzungen eingeschrankt, eine wirtschaftliche Ausnutzung ist dennoch
gewabhrleistet.

Die positiven Auswirkungen der Planung Uberwiegen deshalb gegenlber den
Belangen, die gegen die Planung sprechen.
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UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES

Bodenordnung

Die einzelnen Grundstiicke befinden sich in Privatbesitzz. Die Anderung der
Grundstlckszuschnitte muss von den Eigentimern geregelt werden. Eine gesetzliche
Bodenordnung ist nicht erforderlich.

Altlastenbeseitigung

Die Altlastenthematik im Plangebiet wurde im Rahmen der Bauleitplanung bertcksichtigt. In
der Begrindung wurden die festgestellten Bodenverunreinigungen genannt und
entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan oder im Vorfeld der Baumalnahme
Ubernommen, welche im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren zu beachten sind.

Stadtebauliche Vertrage

Der Bebauungsplan wird durch einen stadtebaulichen Vertrag erganzt. Wahrend die Stadt
den Angebotsbebauungsplan aufstellt, wird auf der Grundlage eines Bebauungskonzeptes
mit einem Bautrager ein stadtebaulicher Vertrag geschlossen, der die Kostenlibernahme und
wesentliche Realisierungsbedingungen regelt.
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Flachen und Kosten

Die Planung bleibt fir die Stadt kostenneutral. Die Kostenubernahme fir Planung und
Umsetzung wird im stadtebaulichen Vertrag geregelt.

Ludwigshafen am Rhein, den.............

Bereichsleiter Stadtplanung
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ANLAGEN

Anregungen der Behoérdenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB
Kabel Deutschland

) Stellungnahme 54179072002,
'! - Hecker, Hermann
~¥ An
= permuschiten
04122012 i6:23
Petdils verbergen
Von: "Becker, Hermann™ <Hermann. Beckerwkabeldentschland.de>

An: <petraschlienf@ludwigshifen.de>

I Attachment

Ludwigaheation. Hageloosan i

Kabel| Deutschland VYertrneb + Service GmbH
Zurmaienar Strafie 175 ® 54282 Trar

Stadtverwaltung Ludwigshafen
Z. Hd Frau Petra Schlian
Posttach 21 12 25

67012 Ludwigshalen

Referenz. 4-121F.5chl vom 28.11.2012

Unser Zeichen® Vereiinezplanung Trier, Siellungnahme Nr: 517907

Talafon: 0651/M1457-121, Fax 089-02 33 42 11 B8, email harmann. becken@kabealdeutschland de
Datum: 04, Dezembear 2092

Friesenhaim, BBP 537 Hageliochstratie

Sehr geehrie Damen und Herren,

wir bedanken uns fur Ihr Schrelben vom 04 12 12

Im Pianbersich befindan sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternahmens, deren Lage auf den
beliegenden Bestandsplanen (M 1:500) dargesteli ist. In welchem Male diese
aufgencmmen/gesichertwiedervertegl werden missen, Kann von uns zur Zeit picht beurtedlt werden. Solite
zine Urwerdegung unserer Telekamimunikationsaniagen erforderlich werdan, finde! sicherlich zu gegebanegr
Zait ein Koordinierungsgesprach mit den befroffenen Versorgern stalt. 2u dem wir um moglichst frihzeitige
Einladung bitten. Vil weisen daraol hin, dass unsade Anlagen bei der Bauausfuhrung zu schitzen baw zu
sichern sind, nicht dberbaut und vorhandene Ubardeckungen nicht veringen werden dirfen,

Mit frecndlichen Srolan
Kabel Deutschland Vertreb und Servce GmbH

Deeses Schraiben wurde elakironisch ersteilt und ist ohne Unterschnft gultig
<<L udwigehafen. Hagellochstr pdfs=

Informaticeen zu Prodiiien und Services van Kabel Deujschland unber s abesdeasoisatd 45

Infarmationsn inabésansece Flichiangaben gl § 80 AtS, § 35 GmoHG, S8 1774 125& HGB), ru einzeinean Gesefachalten dar Kaby

Deese E-Mal und atw=ge Anhaerge anthaiten varrauliche undiader rechilich geschusizte Informatanan Wann'Séo‘ru:hr dar richtge
Adressa sind benachrentinen Sie bte gan Absendar urd warnacntan S anschiesaend disse Mail und die Anlagen
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Deutsche Telekom

i~

Deutsche Tejesnm Tacmna (smibH

Postank 10 F300 6123 Marvwham
Stadiverwaltung Ludwigshafen [ Deyarmeatd 1
Postfach 21 12 25 AT ) -
67012 Ludwigshafen | (g 18w &1 Rl

i}

e 06 Dez 201

e | ':-'u?%.--'-

~ Barsich Sodiplanung

Ihew Raterenzen  Fr. Schilien |zag 06 Czz 0012
Arsprochipanmer N‘Il'lﬂﬂl'ﬁ Kilian
Dhochwshl  +48 621 284-5632 T &
e 29.11.2012 (.
st 214835 - BPL "Hagellochstrafte” in Ludwigshaten-Friesenheim;
Ihr Schreiben vom 19. November 2012

Sehr geehrie Damen und Herren,
vielen Dank fir die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren

Die Telekom Deutschiand GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentumerin und Nutzungsberechtigte |. S. v. § 68 Abs, 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beaufiragt und bevolimachligt, alle Rechte und
Pfiichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
enigegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben, Zu der 0. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Im ¢. a. Plangebiel befinden sich im Bereich der
Telekommunikationsantagen der Telekom (siehe beige‘l‘ugtun Lagapfnn} die bei
Baumalinahmen gegebenanfalis gesichert werden miissen,

Die Telekom prift derzeit die Voraussetzungen zur Emichtung eigener TK-Linien im
Baugebiel Je nach Ausgang dieser Priifung wird die Telekom eine Ausbauent-
scheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behalt sich die Telekom vor, bei ginem
bereits bestehenden cder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen
anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichien, Die
Versorgung der Blrger mit Universaldienstieistungen nach § 78 TKG wird
sichergestelll.

Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Baugebietes ist it Falle eines
Ausbaus die Verlegung neuer Telekommunikationstinien erforderlich, Damit wir

Flansmiricdiri®
Posturmachein
bkt qbia

Karmii

. Deckpriisines Landuy M V20 65583 Marrtesr

1o vy B2l e o

| 3 bt
HEGE SWIFTBIC PR EnEEr
Mulucihira
e H b ey
it bl wrmgeian)

wrefert Adbeert WA W limis Pt
12 diw Laisliia ¥ el M



Cintam
T mplansgas
IHamit

29.11.2012
Stadtverwaltung Ludwigshafen
2

rechizeitig vor der Ausschreibung unsere Planung und unser Leistungsverzeichnis
ersielien kdnnen und Absprachen bezogiich eines koordinierlen, wirtschaftlichen
Bauablaufs vornehmen kénnen, bitten wir Sie spétestens 6 Wochen vor
Ausschreibungsbeginn um Kontakiaufnahme mit unserem Planungsboro PT1 21
Heidelberg (Ansprechpartner. Herr Miliner, Tel. 0621/284-6144), und Ubersendung
der Ausbaupline (moglichst in digitaler Form im PDF- und im DXF-2000-Format).

Gemat Punkt 5 1.8 der Begrindung zu den Planfestsetzungen (Flachen fur Geh-,
Fahr, und Leitungsrechte) gehen wir davon aus, dass im Falle des Ausbaus ain
Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn im Grundbuch
eingetragen wird

Zur Begrundung des Rechts zur Verlegung und Unterhaltung muss jedoch in einem
zweiten Schritl die Eintragung einer beschrénkten personlichen Dienstbarkeit im
Grundbuch mit folgendem Warllaut:

"Beschrinkte personliche Dienstbarkeit fir die Telekom Deutschland GmbH, Bonn,
bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von
Telekommunikationsfinien, verbunden mit einer Nutzungsbeschriinkung "

erfolgen

Vor diesem Hintergrund weisen wir vorsorglich darauf hin, dass wir die TK-Linien nur
dann verlegen konnen, wenn die Eintragung einer beschrankten persanlichen
Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch
erolgt ist.

Bei der Bauausfihrung ist die Kabelschutzanweisung der Telekom und das
“Merkblatt Uber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsantagen” der
Forschungsgesellschaft fur Straflen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1969 siehe hier
u, a Abschnitt 3, zu beachten.

Mit freundlichen G;uts-un

LV ,‘:«//‘f LA =7 4 ~
Bogdan Polke ﬁmf;{ma N
Anlage.

Lageplan
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Landesamt fir Geologie und Bergbau

39 8131 S254123

g LANDESAMT FUR GEOLDCIE
UMD BERGEAL

TELEFAX

Lanesgate i Sookpga ol Begee Areimea P T Eﬂymw:ma
Feipz 10 B35S | 85173 MaING —— 55125 e
Berawch Stadtplaning Toiwbon D611

Stadiverwaltung Ludwigshafen ' ‘0 Gez 20U Wi oMce@io-p
Postiach 21 1225 |esg 10 Dez 20 . wrw g 1ip de

87012 Ludwigshafen e (e [ 11422012

Muin Aktenzeichen  Br Schrelben vom Telefon
R irvmer angabers 181193

AZ40-1 4181204 &-124F . Sonl

fr Kufsb

Bebauungsplan Nr. 597 "HagellochstraBe” in Friesenhaim

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht das Landesamtes fir Geclogie und Bergbau Rheiniand-Pfalz werden zum
oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen
gegeben:

Bergbau / Altbergbau:

Die Prifung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 537 “HagellochstraBe” kein Altbergbau dokumentiert ist und kein
aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt.

Boden und Baugrund

-~ allgemein:
Keine Einwdinde

Bankverbindung Scwkasse Ruee-Haard B9g Dorkhsim, BLZ 54851240, Kl Mr 20008

(BEC MALADES1DWH) ﬂ
(ks DETDS465 T 2430000020008
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+43 6131 4123

e

LANSESAMT FOR CHOO0E

UND BERCEAL

- mineralische Rohstoffe:

Sofern es durch evil erfordediche landespfiegerische KompensationsmaBnahmen
sullerhalh des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu keineriei Ober-
schneidungen mil den im Regionalen Reumordnungsplan ausgewiesenen Rohstoff-
sicherungsfiachen kommt, bestehen aus der Sichl der Rohstoffsicherung gegen das
geplante Vorhaben keine Einwande.

- [Radonprognose:

Das Plangebiet liegt innerhaib eines Bareiches, in dem lokal erhohtes Radonpotential
(ibar sinzelnen Gesteinshorizonten ermittel! wurde.

Orientierende Radonmessungen in der Bodenluft i Abhangigkeit von den geo-
logischen Gegebanheiten des Bauplatzes oder Baugebietes sind empfehlenswert. Sie
kiinnen als Information dafur dienen, ob das Thema Radon bei der Bauplanung ent-
sprechend zu berucksichtigen ist

Wir bitten darum, uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese
In anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte van Rheiniand-
Pfalz beitragen

Studien des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau haben ergeben, dass far
Massungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3-4 Wochen) not-
wendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbel nicht geeignet, da die Menge des aus
dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeitraumen sehr stark schwankt. DafOr
sind insbesondere Witterungseinfiisse wie Luftdruck, Windstérke, Niederschidge oder
Temperatur verantwortlich. Nur so kénnen aussagefihige Messergebnisse erzielf
werden. Es wird deshalb empfohien, die Messungen in einer Baugebietsfiache an
mehreren Stellen. mindestens &/ha, gleichzeitig durchzufuhren. Die Anzahl kann aber
in Abhangigkeit von der geclogischen Situation auch hoher sein.

Die Arbeilen soilten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurblro
ausgefihrt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:

3
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+49 E13]1 54123 -

Haras

LANDESAMT SUR CFOLDOE

UMD RERCRAL

Begehung der Fliche und Auswah! der Messpunkle nach geologischen Kritenen;

Radon-gerechte, ca. Tm tiefe Bohrungen Zur Platzierung der Dosimeter, dabei
bodenkundiiche Aufnahme des Bohrgutes;

Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter,

Auswerfung der Messergebnisss, der Bodenproben sowie dor Wetterdaten zur
Ermittiung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mitfleren jahrichen
Radonverfigbarked,

Kartierung der Ortsdasisleistung {gamma),
Inferpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauvempfehlungen.

Fragen zur Geologie im betroffanen Baugebiet sowie Zur Durchfihrung der Radon-
messung In der Bodenluft beantwortet gegebenenfalis das Landesamt fur Geologie
und Bergbau. Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radon-
sanierungen ktnnen dem "Radon-Handbuch™ des Bundesamts fdr Strahlenschutz
entnommen werden

Mit freundlichen Grafen

pElW

( Prof. Dr. Harald Ehses )
Direktor

Eehghmaaiet B3t g0
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Technische Werke Ludwigshafen

TWL AG - Peatlach 71 1773 - 5701 Ludwigehalen

gng 17

I — |

rhimisehee Wetks lwilsshatem Al

Stadiverwaltung | udwigshafen ;

Frau Petra Schiien ﬁﬁz%&?'mm
4-12 Stadtplanung oG AL M0
Postfach 21 12 25 oo

67012 Ludwigshafen

1 Desamber 2012Te
Hebe 113

Bebauungsplan Nr. 597 "Hagellochstrafie” in Ludwigshafen-Friesenheim

Sehr gaahrte Frau Schlien,
unsere Fachabteilungen nehmen wie folgt Steliung:

1s Netzdienste
Strom-, Gas-, Wasser- und Fernwirmeversorgung

NDTA Vw 2887

Der Geltungsbereich des Babauungsplanes wird von TWL mit Strom, Gas und Wasser
ausreichend Gber das varhandene Netz in der Hagellochsiralle versorgl, Eine
Femwarmeversorgung ist im angegebenen Geblet nicht vorhanden. Um eine detaliliere
Aussage zum notwendigen Versorgungsaufwand vom Gellungsbereich des Bebauungsplans
treffen zu konnen, ist eine detaillierte Lage- und Leistungsangabe von der geplanten
Maflnahme notwendig:

Bel der geplanien Begrinung des Baugebietes sind im Bereich unserer Versorgungsieitungen
die DIN 18300 _Erdarbeiten”, DIN 18303 ,Verbauarbeiten®, DIN 18304 ,Rammarbeiten” und
DIN 18307 ,Druckrahrleftungsarbeiten im Erdbereich” und die DVGEW-Arbeitsblatter GW 315
Hinwaise fir Mainahmen zum Schutz von Versorgungsanlagen bei Bavarbelten’, dem
DVGW-Merkbiatt GW 125  Baumpfianzungen im Bereich unterirdischer Versorgungs-
leftungen” und W 380 Einfiisse und Schutzmalinahmen” sowie die Unfallverhitungsvor-
schrifien BGV A1 ,Allgemeine Vorschriften® und BGV D2 Arbeiten an Gasleitungen® in der
|ewails glltigen Fassung zu beachten

TWLAG Resrraform Aklergesaiechah Worstarg

ireatiealmie 3 Sir Luthwigshaten B Rhen D g Mais bsinrich Missie e rpfale

BT0EN Latwagsnatan it garht Amlagorcn Dr. by Mpimei Lutite K3 Nr. 100, BLE b5 500 tE

s bl gl Lusfeigamaien, HAB 1582 Augivisrst Garchesstand Lsgwsgshaian o0e
UST AgNe [WE 1Al ST0ET Cir Eva Lobas [Vir e Ol oer Ere
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Bake 37

2, Grundstiickswesen FMG Rt 2663

Fur die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 597 liegenden Grundst(cke
FI.St Nr. 382, 384,385/2, 386, 387, 388, 389, 380 und 390/2

bestehen keine Grundsticksrechte zugunsten TWL.

GrundstUcksrechte der VBL/RNV sind nicht vorhanden,

Bitte beachten Sie;

Da hier Eigenheime geplant sind, die weitsrversuBiert werden, bitten wir um |hre Uberlegung,
die Flache, welche im Bebauungsplan als ,Verkehrsfliche besonderer Zweckbestimmung:
Privatweg" dekiariert isl, gleichzeitig als Leitungsflache fir unsere geplanten Varsorgungs-
leitungen ausweisen zu lazsen,

Bei den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind dann foigende Passagen und
Einzeichnungen aufzunehmen:

~Mit Leitungsrecht belastete Fldchen auBerhalb der Gffentlichen Verkehrsflichen
dirfen nicht mit Baumen oder tief wurzelnden Striiuchern bepflanzt und nicht be- oder
dberbaut werden (§ 9, Abs. 1, Nr. 21 BauGB)*.

Ebensa mussen TWL-Versorgungseinrichtungen zeichnerisch ausgewigsen werden

3. Erzeugung EZD Schipp 2806
Keine Anmarkungen.

Freundliche Grifte
Technische Werke Ludwigshafen AG

{Ib i Ui ~"1ﬂ~*utf o A A

olker Wiegahd) Jérg Grischy

‘Abteiungsieiter Netzdienste Ll'll'lfzfﬂgjrﬂlchm Netzmanagement
Anlage '

1 Leitungsbestandspian, Mafistab 1-250, DIN A1

TWLAG Mt Intmbeir= Bhninng s pofas Varstanhd Baniwvebeduny

InchisTeirake 3 BE Lugwegahaen g Rhe D - lig. Mors-arvice Kinighes T

A7T003 Lutwipshafen Hegizamgaraht Amisgarcht Dr -Ing, Riningr Limka Kk p 13 BLE 546 500 10

veare o ik Lustwagetyaten. R 1633 Pusfsichiyrat Gerchisstang Ludwigshatan crier
UST.idMr DE 1Ak roas De Ewi Lofss [Vorsitmaede) srderwetgar O der Erergmasnahmse
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GDKE - Direktion Landesarchaologie

\

Fisatvaiwasliune g E

J Ludw nefan am Rbhaln ol BT A ] [ AT I

l 18 Dez. 2012 o
ottt etivmk bt Kokt prm b Kb MRgerard Plasy

mm Lummmn::%ww o ) LANDES ARCHADLOGIE
Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein | Bersich Stadiplanung

Aullensislie Spayer
F'D‘Bﬁﬂch 21 12 2'5 Eirg I B| EJ'EZ- EU:E Kiging Pfatfanjsese 10
57346 Speyer
67012 Ludwigshafen am Rhein L U :]—_f_!_; m;%::ﬂw
LETEETE]  spepegpdkerpoe
o gke rip de
Main Aktenzeichen  Ihe Scheaiben vom  Ansprechpartnes | E-Mall Tatstor | Fax
23400301 2axd 10112012 Dr. Andrea Zash-Lang DBE2I2 ETET40

AZAHFESchl andres seebdsna@intie rp.de 06232 875760
212 a@z

Betr.: Bebauungsplan Nr. 597 , HagellochstraBie” in Friesenheim
hier: Stellungnahme der Direktion Landesarchaologie, AuBenstelle Speyer.

Sehr geehrie Damen und Herren,

in unserer Fundstellenkartierung sind im unmittelbaren Bereich der 0. g. Malinahme
keine archaologischen Fundstellen verzeichnet.

Es ist jadoch nur ein geringer Teil der tatsachlich im Boden vorhandenen
prahistorischen Denkmale bekannt; daher ist die Zustimmung der Direktion
Landesarchaologie — Speyer an die Ubernahme folgender Punkte gebunden:

1. Bel der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie fir die ErschlieRungsmaBnahmen
hat der Bautrager/Bauherr die ausfihrenden Baufirmen vertraglich zu verpfiichten,
uns zu gegebener Zeit rechizeitig den Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit wir
diese, sofern notwendig, Uberwachen konnen,

2 Die ausfilhrenden Baufirmen sind eindringlich aul die Bestimmungen des
Denkmalschutz- und Pflegegesetzes vom 23.3.1978 (GVBL 1978, Nr. 10, Seite 159
ff) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archaclogische Fund
unverzlglich zu melden, die Fundstelie soweit als mégiich unverandert zu lassen
und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichem.

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bautrager/Bauherrn jedoch nicht von der Meldepflicht
und Haftung gegentber der Direktion Landesarchaologie — Speyer

4. Soliten wirklich archaologische Objekte angetroffen werden. so ist der

archaologischen Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit
wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfuhrenden Firmen,

E

WRamartaiturellon  Parkmoghchkaitin - LANDESARCHACGLOGIE
UDDB-1ZO0UN  Padkplitas und Paknauser B
i) 00-15.30 Uy fem el o weraich

Fr, 0 D0-13,00 U
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planmaBig den Anforderungen der heutigen archaologischen Forschung
entsprechend durchfilhren konnen.

5. Die Punkte 1 - 4 sind in die Bauausfuhrungspline als Auflagen zu Obemehmen
Diese Stellungnahme betrifft ausschliellich die archaclogischen Kulturdenkmaler
und ersetzt nicht eine Stellungnahme der Direktion Landesbau- und
Kunstdenkmalpflege.

Fur Ruckfragen stehen wir Ihnen selbstverstandlich gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GruBen
b~ (o

(Dr. Andrea Zeeb-Lanz)

iA

uz ’_-: . L MO SARCHADLOGHE

32



f

|
/

SGD - Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz

~ Bareich Stadiplanung g R}ﬂnhf[mlz
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ABFALLWIRTSCHAFT,

Stadt Ludwigshafer am Rh BODENSCHUTZ

Sta ung KartHellferich-Strale 22

Z Hd. v. Fr. Petra Schiien ﬂmNrﬂtmm

Postfach 211225 T 5

67012 Ludwigshaten Telstox 08351 S5.a322
poststedofhegee g fp de
W spdavied rip.oe
0301.2013

Main Akterzaichen  Inr Schrslben vom Angprechparines-in / E-Saill Telafon | Fax

M2-31.00.03 19.11.2012 Wetgang Mesch QE32T S041T

393-Bebpl-12 &= 1F Schl Walfganp Maischi@sgdsued rip.de DAY Bed227

Bt imvrer sngieban!

Bebauungsplan Nr, 587 , HagelochstraBe* in Friesenheim
hier: Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs 2 BauGH

Sehr geehrte Damen und Herrer,
sehr geehrier Frau Schiien,

der o.9. Bebauungsplan mit der Zielsetzung eine Wohnbebauung in zweiter Reihe zu ermigli-
chen (Nachverdichtung) nehmen wir wie foigt Stellung,

1. Ver- und Entsorgung
Die Ver- und Entsorgung ist (ber die bestehenden Netze sicherzustelien,

serschutzeinrichtungen ist es moglich, dass das Plangebiet Uberflutet wird.
Mit der Zusmmung zu dem Bebauungsplan besteht kein Anspruch auf Schadensersatz und
kein Anspruch auf Ethshung bzw, Verstarkung der Hochwasserschutzanlagen.

3. Niederschlagswasserbewirtschaftung —_
Das Niederschlagswasser ist geman § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) méaglichst in
der Fliche 2u halten.

Die Grundsticke sind in ihrer GroBe so zu gestalten, dass die Vorgaben umsetzbar sind.

Das nicht schadiich verunreinigte Niederschiags ist auf den Grundstiicken Gber die
belebte Bodenzone unter Beachtung de ho zrechiii aben i 4
ggf ist ein hydrogeologischer Nachweis zu fg an.

4. ¥

Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein altlastenverddchtiger Allstandort. die ehemalige
mechanische Werkstatt Schraier.

Wz

g:'-nnw Basuchereiten;

tache Bundesbank, Filials LU £45 015 05 (BLZ 545 000 00 Mortag-Darmerstag

Sparkasse Anen.Hes <0 008 (BLE 545 512 40) B.00-12.00 Uhe, 14.00~15 30 Uine
Fostbank Lutwigsbgisn 924 878 (BLY 545 100 571 Fredag © 00-12.00 Uhe
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Der Stadi liegen alle hier bekannten Erkenntnisse zu dissem Gelande bersits vor, da unser
Kenntnissland sich aul zwel von der Stadiverwaliung Ludwigshafen beaufiragien Guiachien
des Blros Martin mit Daten vom 04,07.2005 und 14,11.2005 sttzt

5. Hochwasserschutz | Grundwasser

Sollte im Zuge von Bauvorhaben eine temporére Grundwesserabsenkung edorderdich sein, so
ist die Erlaubnis hierfOr mit entsprechenden Unterfagen bei der Unteren Wasserbahfrde 2u
beantragen,

. Ausgleich der Wasserfilhrung

Das Baugebiel ist so zu gestallen, dass Ablussbeeintrdchligungen unterbleiben (Vermei-
dungsverbot). Der Grad der Versiegelung Ist gening zu halten, Die anfallenden unbeiastelen
Niederschiagswisser (z.B. Dndenwmnr} sind unter Beachtung der bodenschutzrechiii-
chen Vorgaben breiffiichig zu versickem

Die Verwendung digser v.g, Wasser zB. als Brauchwasser fir Ganenbewasserung, Bewas-
sarung der Griinaniagen sollte angeregt werden,

Um entsprechende Vu'ﬁdlm‘mgwﬂ n verwirklichen zu kénnen, sind ausreichend breita
Grunstreifen auszuweisen, Diese smd dann z, B. muldenfirmig mdegm und kénnen glaich-
zeitig als |landespflegerische, naturschutzfachliche Ausgleichsmafinahme oder sonslige
Plianzstraifan mit genutzt warden,

AbschiieBende Beurteilung

Unter Beachlung der Punkie 1 — & dieser Stellungnahme bestehen gegen den vorgelegten
Bebauungsplan keine Einwénde. Nur das Schmutzwasser ist der Kiiraniage zuzulelten.
Insbesondere die Moglichkeilan der Versickerung von Nigdarumugnwm itl bel ﬂum Enl
mserungakmpi detailier! zu untersuchen. Das Entwisse skonzept s . -
1 rechiiichen Balange mit msradﬂzdhgahmstmmm

Mit freundiichen Griiien

Im Aufirag A

)‘J:r . FT-'L t-(
Unlljney s
Wolfgang Malsch
w



Anregungen der erneuten Behoérdenbeteiligung gem. § 4a (3) BauGB

Deutsche Telekom

Ihra Redaranzan
Ansprechpartmar
Durchweahl
Datem

Beriffi

Hausanschrif
Pastamschrifi
Telekontakta

Konto

Aulsichiarat
suschaftsfiiheung
Handelsreglstar

Deutsche Telekom Technik GmbH
Fastfach 10 73 00, 581 23 Marmheim

|

Stadtverwaltung Ludwigshafen |" 413 :

Postfach 21 12 25 @ebdudemanagemen’ |

67012 Ludwigshafen B gt |
18 Julir2p3_ |

4 z & .+131l¢132%i_—133£¢ml4-135! 4

L9

i’
A

Fr. Schlien

Annegret Kilian

+49 621 204-5632

16.07.2013

214835 - BPL "Hagellochstrale” in Ludwigshafen-Friesenheim;
Ihr Schreiben vom 01. Juli 2013

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank fir die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
MNetzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. 5. v. § 88 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevolim&chtigt, alle Rechte und
Pilichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
enigegenzunshmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der 0. g. Flanung nehmen wir wie folgt Stellung:

Zur 0. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben 2714835-BPL "Hagelochstralie" in

Ludwigshafen-Friesenheim /Annegret Kilian vom 29.11,2012 Stellung genommen,
Diese Stellungnahme gilt unverdndert weiter.

Mit freundlichen GriBen

LA {_Z‘ @

Arinegret Kilian

Disutschs Telekom Technik GmbH

Technische Infrastnukhur Misderlassung Sikdwest, Seckenhaimer Landsir, 210-220, 68163 Mannheim
Prsifech 10 73 00, £81 23 Manrnbam

Teleion +43 621 2940, Telefax +49 621 294-5005, InMenmet www tslakomde

Posthank Searbricken [BLZ 530 1 00 66), Kbo-hr. 24 B58 663

[BAN: DE 175901 0066 0024 B53668, SWFTBIC: FBNKDEFF

Dr. Thomas Knall (Morsitzersder]

Dr. Bruro Jacobleusrhom [Vorstrender], Albart Mathes, Klaus Peren

Amezgenicht Bonn HES 14190, 51z der Gesallsc haft Bonn

UStdihir, OE 814645262
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Kabel Deutschland
1 Attachment

LU_Hag={lochsir pdf

Kabel Deutschland Vartreb + Service GmbH
Zurmaianer Str, 175 * 54292 Trier

Stadt Ludwigshafen am Rhein
Bereich Tiefoau, Tiefbautechnische Koordinierung
Waitstrafle 108 a

87085 Ludwigshafen

Referenz. 4-121F.Schl

Zeichen: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: 520051

E-Mail: Planung_NE3_Trien@KabelDeutschland de

Datumn: 16. Juli 2013

67053 Ludwigshafen-Friesenheim, Bebauungsplan Nr. 597 "Hagellochstr.”, Bereich It. Inrem Plan
Waorhabenart: Bauleitplanung

Sehr geehrta Damen und Herran,

wir bedanken uns fir [hr Schreiben vom 01.07.2013.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage auf den
beiliegenden Bestandsplanen (M 1:500) dargestellt st In welchem Malle diese
aufgenommen/gesichertwiederyeriegt werden mlssen, kann von uns zur Zeit picht beurteit werdean, Sollte
eine Urwerlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforderich werden, findet sicherlich zu gegebener
Zeit @in Koordinkerungsgesprach mit den betroffenen Versorgern statt, zu dem wir um moglichst frihzeitige

Einladung bitken. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausfihrung zu schitzen bzw. zu
sichern sind, nicht Oberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden dirfen,

Anlagen
1 Lageplan{-plang)

==LL)_Hageallochstr. paf==

Mit freundlichen Griken
Kakbel Deutschland Verdrieb und Service GmbH

Diases Schraiban wurde elekironisch erstellt und ist ahne Unterschrift glltg.

Vereilnetzplanung SGdTrier .
Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH P
Region Rheinand-PfalzfSaarland

Furmaiensar Stralta 175

54292 Trier

E-Nail: ilte:Planu ME3 T |

Interneat: hitp e kabeldeutschland da!
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Technische Werke Ludwigshafen
—" / R
M Technische Werke Ludwigshafer

TWL AG - Postfach 21 12 23 - 67012 Ludwigshafen

| Bere :3'.- ¥nlan !’) [
Stadtverwaltung Ludwigshafen ;‘ o R 5 TAA Martin Vogel-Weitemeyer
Frau Petra Schlien { =g & & JUUl £U13 ‘ = ggg:g:gg%
i fax -
67012 Ludwigshafen L [a2e Tazs Tavzep 4o
Bebauungsplan Nr. 597 ,Hagellochstrafe* 1700 201 ¥koe
in Ludwigshafen - Friesenheim Seite 1/2
Sehr geehrte Frau Schlien,
unsere Fachabteilungen nehmen wie folgt Stellung:
1. Netzdienste TAA Vw 2887

Strom-, Gas-, Wasser- und Fernwdrmeversorgung
Das geplante Baugebiet soll kiinftig tiber die in der Hagellochstral3e vorhandenen Strom-,
Gas- und Wasserleitungen versorgt werden. Mit dem Bautrager WS-Systembau GmbH,
68766 Hockenheim werden derzeit Abstimmungsgespréche (iber den kinftigen
Versorgungsaufwand gefiihrt.

Unsere Stellungnahme vom 12. Dezember 2012 hat weiterhin ihre Gultigkeit.

2, Grundstiickswesen TAG Rt 2663

Fur die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 597 liegenden Grundstlicke
FI.St.Nr. 382, 384,385/2, 386, 387, 388, 389, 390 und 390/2

bestehen keine Grundstiicksrechte zugunsten TWL.

Grundstiicksrechte der VBL/RNV sind nicht vorhanden.

TWLAG Rechtsform Aktiengesellschaft Vorstand Bankverbindung

Industriestraie 3 Sitz Ludwigshafen am Rhein Dr.-Ing. Hans-Heinrich Kieuker Sparkasse Vorderpfalz

67063 Ludwigshafen Registergericht Amtsgericht Dr.-Ing. Reiner Lbke Kto.-Nr. 133, BLZ 545 500 10

www.twl.de Ludwigshafen, HRB 1562 Aufsichtsrat Gerichtsstand Ludwigshafen oder
UST-IdNr DE 149137982 Dr. Eva Lohse (Vorsilzende) anderweitiger Ort der Energieabnahme
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— TWL

Seite 2/ 2

Bitte beachten Sie:

Da hier Eigenheime geplant sind, die weiterveréufert werden, bitten wir um Ihre Uberlegung,

die Fldche, welche im Bebauungsplan als ,Verkehrsfliche besonderer Zweckbestimmung:

Privatweg“ deklariert ist, gleichzeitig als Leitungsflache fiir unsere geplanten Versorgungs-
leitungen ausweisen zu lassen.
Bei den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind dann folgende Passagen und
Einzeichnungen aufzunehmen:

»Mit Leitungsrecht belastete Fldchen auBBerhalb der &ffentlichen Verkehrsflichen
diirfen nicht mit Bdumen oder tief wurzelnden Strduchern bepflanzt und nicht be- oder
iiberbaut werden (§ 9, Abs. 1, Nr. 21 BauGB)*“.

Ebenso mussen TWL-Versorgungseinrichtungen zeichnerisch ausgewiesen werden.

3. Erzeugung TIP Sché 2806

\

Keine Anmerkungen.

Freundliche Grue
Technische Werke Ludwigshafen AG
i I éﬂ _/\//\___

Oliver Scharffenberger
Leiter Grundsatz- und |H-Planung

1 Leitungsbestandsplan MaBstab 1 : 250 DIN A1

TWL AG Rechtsform Aktiengesellschaft Vorstand Bankverbindung

Industriestrafle 3 Sitz Ludwigshafen am Rhein Dr.-Ing. Hans-Heinrich Kleuker Sparkasse Vorderpfalz

67063 Ludwigshafen Registergericht Amtsgericht Dr.-ing. Reiner Lubke Kto.-Nr. 133, BLZ 545 500 10

www.twl.de Ludwigshafen, HRB 1562 Aufsichtsrat Gerichtsstand Ludwigshafen oder
UST-IdNr DE 149137082 Dr. Eva Lohse (Vorsitzende) anderweitiger Ort der Energieabnahme

Technische Werke Ludwigshafen A
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Bebauungsplanentwurf (Stand 19.06.2013)
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Textliche Festsetzungen

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss gem. §10(1) BauGB

40



Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 ff BauNVO)

Es ist ein ,Allgemeines Wohngebiet" festgesetzt. Zulassig sind Wohngebaude. Im Bereich
WA | und WA Il sind auch nicht stdrende Handwerksbetriebe zulassig, wenn sie der
Wohnnutzung untergeordnet sind. Gemal § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sind die Ubrigen nach §
4 BauNVO zulassigen und ausnahmsweise zulassigen Nutzungen ausgeschlossen.

MaR der baulichen Nutzung, Hohenlage der Baugrundstiicke (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB;
§§ 16 ff BauNVO)

1.

Far den Bereich WA | ist eine GRZ von 0,4 je gereihter Einheit festgesetzt, im WA |l eine
GRZ von 0,3. Die GRZ darf bei Einzelhdusern Uberschritten werden, wenn fir die
Gesamtflache von WA | und WA |l eine GRZ von 0,35 bzw. 0,6 mit Nebenanlagen
eingehalten wird.

Im WA Il muss die GRZ flr jedes Einzelhaus bzw. jede Doppelhaushalfte und jedes
Reihenhaus einzeln nachgewiesen werden. Uberschreitungen sind unzuldssig.
Gemeinschaftsanlagen (Privatweg und Flachen flr Versorgungsanlagen) sind bei der
Berechnung der GRZ nicht zu berlicksichtigen.

Sofern keine Realteilung stattfindet, ist die Berechnung der GRZ auf Nutzungseinheiten
nach Wohnungseigentumsgesetz zu beziehen. Das Baugrundstlick im baurechtlichen
Sinne ist eine raumlich, meistens auch wirtschaftlich, zusammenhangende Flache, die
baulich einheitlich genutzt werden soll. Das Baugrundstuck muss mit dem
Buchgrundsttick nicht Gbereinstimmen. Die GRZ bezieht sich auf das Baugrundstuick.

Im WA | und WA 1l sind zwei Vollgeschosse zwingend festgesetzt.
Im WA 1l sind maximal zwei Vollgeschosse zulassig.

Maximal zulassige Traufhéhe im WA | und WA lll: 6,50m
Maximal zulassige Firsthéhe im WA | und WA 11I: 11,0m

Maximal zulassige Traufhdhe im WA II: 6,50m
Maximal zulassige Firsthohe im WA 1l: 10,60m

Die Traufhéhe wird definiert als der Schnittpunkt zwischen der Aufienwand und der
Oberkante Dachhaut. Die Firsthéhe wird definiert als der hochste Punkt des Gebaudes.
Fir die Bebauung entlang der Hagellochstrale ist der Bezugspunkt fir die
Hohenfestsetzungen die Hohe der Hinterkante des bestehenden Gehweges in der
HagellochstralRe. Fur die Bebauung im WA Il ist der Bezugspunkt der Hohenfestsetzung
die Hohe des geplanten Privatweges.

Bauweise, Uberbaubare und nicht lGberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2
BauGB; § 22 ff BauNVO)

1.

2.

Im WA | wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Es sind nur gereihte Einheiten
zulassig. Eine Realteilung ist nicht zwingend erforderlich.

Im WA Il und WA 1l wird eine offene Bauweise festgesetzt. Im WA Il sind Einzel- und
Doppelhauser zulassig, im WA lll sind sowohl Hausgruppen als auch Einzel- und
Doppelhauser zulassig.

Im WA | und WA Il sind die Hauser traufstandig zur Hagellochstrale zu errichten.
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Mindestbreite und -groBe der Baugrundstiicke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Entlang der HagellochstralRe (WA | und WA IIl) wird die Mindestbreite der Baugrundstlicke
auf 6,0m festgesetzt. Eine Unterschreitung dieser Mindestbreite ist ausnahmsweise
zulassig, wenn das Baugrundstliick unabhangig von einer Realteilung eine Mindestgrolie
von 200m? aufweist und mindestens 5,50m breit ist.

Hochstzulassige Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Je Hauseinheit in den gereihten Einheiten, je Doppelhaushalfte und im Einzelhaus ist eine
Wohneinheit zulassig.

Flachen fiir Stellplatze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Stellplatze und Garagen sind in den daflrr festgesetzten Flachen und vor der Bebauung
entlang der Hagellochstralle zuldssig. Zwischen Strallenbegrenzungslinie der
Hagellochstralke und Baulinie sind keine Garagen und keine Carports zulassig.

Grunordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Entlang der Hagellochstrale sind auf den hierfir vorgesehenen Flachen mindestens dreimal
verpflanzte, kleinkronige Laubbdume (Stammumfang 18/20cm) neu anzupflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Alle nicht Uberbauten Freiflachen der Wohnbauflachen sind
gartnerisch anzulegen.

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Zur ErschlieBung der ruckwartigen Grundstiicke wird eine Verkehrsflache mit besonderer
Zweckbestimmung ,Privatweg“ festgesetzt. Diese ist mit wasserdurchlassigem Belag
herzustellen.

Flachen fiir Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Der Privatweg zu den rickwartigen Grundstlicken ist zu Gunsten der Anwohner aus WA |
und WA II mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht belegt.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §
88 LBauO)

AuBere Gestaltung baulicher Anlagen

1. Dachform
Zulassig sind Satteldacher mit einem Neigungswinkel zwischen 35° und 45°.
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind unzulassig.

2. Harmonisierung von Doppelhausern und Reihenhausern
Innerhalb eines Baufensters missen Doppelhaus-Teilgebdude und Reihenhduser in
ihrer Hohenentwicklung, Dachform und -neigung aufeinander abgestimmt sein.
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3. Einfriedungen, Abgrenzungen, Abstellplatze fur Millbehalter und deren Gestaltung

Die Einfriedung der Vorgarten an der Hagellochstral’e ist unzuldssig. Entlang der
Hagellochstrale sind Abstellplatze fir Mullbehalter nur in den daflir festgesetzten
Flachen zulassig. Diese sind einzuhausen und zu begriinen.

Zwischen angrenzenden Wohneinheiten sind auf der Gartenseite Sichtblenden bis zu
einer Hohe von 2,40m gemessen von der Oberkante Terrasse zuldssig. Eine Lange von
3,00m gemessen von der Aullenkante der Gebdudewand darf nicht UGberschritten
werden.

4. Anzahl der notwendigen Stellplatze und ihre Gestaltung
Je Wohneinheit sind zwei Stellplatze nachzuweisen, die jedoch nicht unabhangig
anfahrbar sein mussen. Offene Stellplatze sowie Zufahrten zu Stellplatzen sind mit
einem versickerungsfahigen Belag herzustellen. Werden Carports, Garagen oder
sonstige Nebenanlagen mit einem Flachdach ausgebildet, ist die Dachflache extensiv zu
begriinen.

Hinweise

Barrierefreies Bauen
Bei der Ausflhrung von Bauvorhaben ist auf Barrierefreiheit zu achten. Die einschlagigen
Vorschriften zum barrierefreien Bauen sind zu bertcksichtigen

Kampfmittel

Es ist nicht auszuschlieBen, dass im Plangebiet Kampfmittel zu finden sind.
Kampfmittelfunde gleich welcher Art sind unverziglich dem KampfmittelrAumdienst
Rheinland-Pfalz zu melden. Dieser entscheidet dann Uber die weitere Vorgehensweise.
Beauftragte Fachunternehmen sind nicht berechtigt, selbststandig Fundmunition zu
entscharfen, zu sprengen oder auf 6ffentlichen Stra3en zu transportieren.

Hochwasserschutz

Der gegebene Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein definiertes
Hochwasserereignis ausgelegt. Bei einem selteneren Ereignis bzw. bei einem Versagen des
Hochwasserschutzes kann aufgrund der geografischen Lage in den Rheinniederungen eine
weitraumige Uberflutung nicht ausgeschlossen werden.

Wasserrechtliche Belange
Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Erlaubnis bzw. Genehmigung des Bereiches
Umwelt zulassig.

Umgang mit dem Niederschlagswasser

Das auf den Grundsticken anfallende, nicht behandlungsbedirftige Niederschlagswasser
ist auf dem Grundstick Uber die belebte Bodenschicht zu versickern oder flr
Brauchwasserzwecke zu sammeln und zu verwerten, soweit dem weder wasserrechtliche,
bodenschutzrechtliche, noch sonstige  oOffentlich-rechtliche  Vorschriften, noch
wasserwirtschaftliche  Belange entgegenstehen. Dies ist im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens zu prifen und mit den betroffenen Fachdienststellen
(insbesondere der unteren Wasserbehdrde sowie dem Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen,
Bereich Stadtentwasserung) abzustimmen.

Bodenschutz

1. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind mit der Oberen
Bodenschutzbehérde, der SGD Sud, und dem Bereich Umwelt der Stadt Ludwigshafen
weitere bodenschutzrechtliche Malknahmen abzustimmen. Die Nutzungsvertraglichkeit
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als Wohngebiet ist auf den Teilflachen, auf denen Uberschreitungen der oPW2-Werte
des ALEX-Merkblattes 02 sowie der Prifwerte der BBodSchV festgestellt wurden, durch
geeignete technische Malinahmen sicherzustellen.

2. Der Beginn der Baumalnahmen ist bei der Stadt Ludwigshafen - Bereich Umwelt,
Abteilung Bodenschutz/Altlasten rechtzeitig vorher anzuzeigen. lhr ist Gelegenheit zu
ortlichen Kontrollen zu geben.

3. Die BaumaBnahmen sind durch einen Altlastensachverstéandigen gutachterlich zu
begleiten und zu dokumentieren. Die Dokumentation ist nach Abschluss der
Malnahmen bei der Stadt Ludwigshafen - Bereich Umwelt, Abteilung
Bodenschutz/Altlasten vorzulegen. Aushubmassen sind ordnungsgemal zu entsorgen
bzw. zu verwerten.

4. Die Versickerung von Niederschlagswasser ist nur im gewachsenen Boden bzw.
unbelasteten Aufflillungen madglich. Die Versickerungsflachen sind baulich so
auszufiuihren, dass es zu keiner Einstauung in angrenzende, nicht sanierte Bereiche
kommt.

Archaologische Funde

Im Plangebiet sind derzeit keine archaologischen Fundstellen verzeichnet. Es ist jedoch nur
ein geringer Teil der tatsachlich im Boden vorhandenen prahistorischen Denkmale bekannt.
Sollten tatsachlich archaologische Objekte angetroffen werden, so ist die archdologische
Denkmalpflege sofort zu informieren. Ein angemessener Zeitraum ist einzurdaumen, damit
Rettungsgrabungen in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmaRig den
Anforderungen der heutigen archaologischen Forschung entsprechend, durchgefiihrt werden
kénnen.

Natiirliches Radonpotenzial

Im Bereich des Oberrheingrabens kann das natirliche Radonpotenzial lokal erhdht sein. Es
wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgangige
Betonfundamentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte
gewahrleistet ist. In Kellerraumen oder Raumen mit erdberihrten Wanden, die dauerhaft
durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf ausreichende
(Fenster) — Liftung (StoRluften) vor allem wahrend der Heizperiode geachtet werden. Zur
Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplatzes
kdénnen orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll sein.

DIN-Regelwerke

Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf DIN-Regelwerke Bezug
genommen wird, sind diese wahrend der Ublichen Blrozeiten bei der Geschéaftsstelle der
Stadtplanung Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.
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